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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 231/99
Datum 25.04.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 214/02
Datum 26.11.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
25. April 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger erlitt am 17.09.1994 einen Verkehrsunfall als Motorradfahrer und zog
sich dabei eine Beinverletzung zu. Streitig ist, nach welcher MdE die Folgen dieses
Arbeitsunfalles zu entschÃ¤digen sind und ob ein Kreuzbandriss Folge des Unfalls
ist.

Ein von der Beklagten eingeholtes Gutachten des Chirurgen Prof. Dr. B. ,
Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik M. , vom 18.10.1997, bewertete die
Unfallfolgen mit einer MdE um 20 v.H. Ein Kreuzbandschaden stand hierbei nicht im
Raum. Mit Bescheid vom 14.11.1997 gewÃ¤hrte die Beklagte Rente nach einer MdE
um 20 v.H. ab 26.08.1996, dem Tag nach dem Ende der unfallbedingten
ArbeitsunfÃ¤higkeit. Mit seinem Widerspruch machte der KlÃ¤ger weitere
Unfallfolgen, nicht jedoch eine Verletzung des Kreuzbandes, und eine hÃ¶here MdE

                               1 / 5



 

geltend. Prof. Dr. B. schlug daraufhin in seinem Gutachten vom 13.01.1998 eine
MdE um 30 v.H. ab 26.08.1996 vor und eine MdE fÃ¼r die GewÃ¤hrung der
Dauerrente in HÃ¶he von 20 v.H. Mit Teilabhilfebescheid vom 10.07.1998
gewÃ¤hrte die Beklagte daraufhin Rente nach einer MdE um 30 v.H. fÃ¼r die Zeit
vom 26.08.1996 bis 09.04.1997.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger erneut Widerspruch ein und machte eine hÃ¶here MdE
wegen der Auswirkungen des Unfalls auf den erlernten Beruf geltend. Ab
23.11.1998 war der KlÃ¤ger wieder in seinen frÃ¼heren TÃ¤tigkeiten als Schlosser,
Sprengmeister und Landwirt tÃ¤tig.

Der von der Beklagten als SachverstÃ¤ndige gehÃ¶rte Chirurg Dr. P. schÃ¤tzte in
seinem Gutachten vom 12.10.1998 die MdE statt auf 20 auf 25 v.H. ein. Erst danach
legte der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte eine EinschÃ¤tzung des Klinikums R. vor, die
diese gegenÃ¼ber der privaten Versicherung des KlÃ¤gers am 10.04.1995
abgegeben hatte und in der ausgefÃ¼hrt war, der KlÃ¤ger habe durch den Unfall
auch eine Verletzung der KreuzbÃ¤nder erlitten. Die unfallbedingte
BeeintrÃ¤chtigung der ArbeitsfÃ¤higkeit im ausgeÃ¼bten Beruf wurde dort fÃ¼r die
Zeit vom 26.08.1996 bis 10.04.1997 auf 40 % und von da ab auf 30 % veranschlagt.
Auf wiederholte Anfragen der Beklagten antwortete das Klinikum R. , es kÃ¶nne
hierzu nichts sagen, weil es die entsprechenden Unterlagen nicht besitze.

Mit Teilabhilfebescheid vom 12.03.1999 bemaÃ� die Beklagte die Dauerrente nach
einer MdE um 25 v.H. Mit Widerspruchsbescheid vom 10.06.1999 wies sie im
Ã�brigen die WidersprÃ¼che als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat sich der KlÃ¤ger die AusfÃ¼hrungen des
Klinikums R. gegenÃ¼ber der privaten Versicherung zu eigen gemacht und
dementsprechend die Ansetzung der dort genannten prozentualen Minderung der
ArbeitsfÃ¤higkeit als maÃ�gebliche MdE fÃ¼r die Bemessung der Verletztenrente
und die Anerkennung eines Kreuzbandrisses als Unfallfolge begehrt.

Ein MR des betroffenen rechten Kniegelenkes vom 13.07.1999 hat keinen
Kreuzbandriss nachgewiesen. Das vordere Kreuzband sei intakt abgrenzbar, das
hintere Kreuzband signallos und etwas verdickt, jedoch ohne Hinweis auf
Degeneration oder alte Rissbildung. GegenÃ¼ber dem KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten
hat das Klinikum R. dann am 27.09.1999 ausgefÃ¼hrt, der Klinikarzt habe aufgrund
des klinischen Befundes laut Aktenlage den Verdacht auf eine Kreuzbandverletzung
am rechten Knie geÃ¤uÃ�ert. Eine Verletzung der KreuzbÃ¤nder sei sehr gut
mÃ¶glich gewesen, jedoch seitens der Klinik bisher nicht gesichert worden. Die
angegebene InstabilitÃ¤t sei in diesem Fall als subjektive Empfindung des Patienten
zu definieren. Der Arzt habe jedoch auch angegeben, das genaue AusmaÃ� der
Verletzung lasse sich letztendlich nur durch eine Arthroskopie klÃ¤ren. Der
Vermutung, dass die Verletzung der KreuzbÃ¤nder danach unstreitig sei, mÃ¼sse
wiedersprochen werden.

Das Sozialgericht hat ein Gutachten von dem Chirurgen Prof. Dr. N. vom 21.11.2001
eingeholt. Dort ist als Unfallfolge unter anderem eine anterolaterale InstabilitÃ¤t im
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rechten Kniegelenk bei vorderer Kreuzbandruptur angegeben. Bei der Betastung
ergebe sich eine gut erkennbare sog. anterolaterale InstabilitÃ¤t mit zweifach
positiver vorderer Schublade und positivem Lachmann-Test. Obwohl im
Vorgutachten in Murnau keine InstabilitÃ¤t erwÃ¤hnt worden sei, mÃ¼sse doch
festgestellte werden, dass in einem Attest der UniversitÃ¤tsklinik R. vom
10.04.1995 eine InstabilitÃ¤t aufgrund der bei dem Unfall erlittenen Verletzung der
KreuzbÃ¤nder dokumentiert worden sei. Entsprechend der gÃ¤ngigen Literatur
werde eine Kreuzbandverletzung im allgemeinem mit 1/7 bis 3/7 des betroffenen
Beines, entsprechend 10 bis 30 % bewertet, bei Mehrfachverletzungen des Beines
werde die FunktionalitÃ¤t in das Gesamtverletzungsmuster miteinberechnet, so
dass keine ErhÃ¶hung der MdE um 20 v.H. gerechtfertigt wÃ¤re.

Ein von der Beklagten vorgelegtes Gutachten des Chirurgen Dr. E. vom 14.01.2001
bezweifelt das Vorliegen einer Kreuzbandruptur und weist insoweit auf das Kernspin
vom 13.07. 1999 und die klinischen Vorbefunde hin. Ferner habe der KlÃ¤ger
zwischenzeitlich am 29.04.2001 eine Oberschenkelfraktur rechts erlitten. Die
Beklagte hat sodann darauf hingewiesen, dass bei einer gutachterlichen
Untersuchung durch den Priv. Doz. Dr. S. vom 03.04.2002, durchgefÃ¼hrt wegen
der Folgen des nÃ¤chsten Arbeitsunfalles, eine eigentliche InstabilitÃ¤t im Bereich
des rechten Kniegelenks nicht habe festgestellt werden kÃ¶nnen.

Mit Urteil vom 25. April 2002 hat das Sozialgericht die Klage als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen. Eine Kreuzbandverletzung des KlÃ¤gers im Bereich des rechten
Kniegelenkes sei nicht bewiesen, dem Gutachten des Prof. Dr. N. kÃ¶nne insoweit
nicht gefolgt werden. Das Gericht bezieht sich insoweit auf alle vorherigen
Ã¤rztlichen und gutachterlichen Untersuchungen, den MR-Befund und darauf, dass
es sich bei der ersten Untersuchung des UniversitÃ¤tsklinikums R. lediglich um eine
Verdachtsdiagnose gehandelt habe und spÃ¤ter lediglich noch von einer
MÃ¶glichkeit gesprochen wurde, fÃ¼r die sich kein beweisendes Korrelat gefunden
habe. Auch die MdE-Bewertung durch die Beklagte sei entsprechend den von ihr
eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten jedenfalls nicht zu niedrig. Insoweit legt
das Gericht ausfÃ¼hrlich die in den betreffenden Standardwerken der gesetzlichen
Unfallversicherung gegebenen Bewertungen anhand der beim KlÃ¤ger
festgestellten Unfallfolgen und Funktionsdefizite dar. Die fÃ¼r den TrÃ¤ger der
privaten Unfallversicherung abgegebenen EinschÃ¤tzung seien zum einen
berufsbezogen und der KlÃ¤ger Ã¼be seinen vorherigen Beruf weiter aus und
folgten im Ã�brigen den BeurteilungsgrundsÃ¤tzen, die im privaten
Versicherungsrecht, nicht jedoch im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung
gÃ¤lten.

Mit der hiergegen eingelegten Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Klagebegehren
weiter. Er beanstandet, dass das Sozialgericht zu den divergierenden
gutachterlichen Aussagen Ã¼ber eine Kreuzbandverletzung nicht ausreichend
Beweis erhoben habe.

Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung eines Gutachtens von dem
Chirurgen Prof. Dr. S. vom 12.03.2003. Der SachverstÃ¤ndige kommt zu dem
Ergebnis, Hinweise fÃ¼r eine BandinstabilitÃ¤t finde er nicht. Das
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Kernspintomogramm vom 13.07.1999 zeige, dass die KreuzbÃ¤nder intakt gewesen
seien, eine zusÃ¤tzliche MdE zu den Unfallfolgen bestehe also nicht. Die Kreuz- und
SeitenbÃ¤nder an beiden Kniegelenken seien bei der jetzigen Untersuchung fest
gewesen, so dass auch nicht aus diagnostischen GrÃ¼nden zu einer Arthroskopie
zu raten sei. Die MdE schÃ¤tze er auf 30 v.H. vom 26.08.1996 bis 09.04.1997 und
ab da auf 25 v.H. ein.

Der KlÃ¤ger hat sich zum Gutachtenergebnis dahingehend geÃ¤uÃ�ert, dass es
beim bisherigen Sachvortrag bleibe und er davon ausgehe, dass die Beklagte
antragsgemÃ¤Ã� verurteilt werde. Weiteres ist hierzu nicht ausgefÃ¼hrt.

Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung durch den Berichterstatter
einverstanden erklÃ¤rt.

Der KlÃ¤ger ist, wie angekÃ¼ndigt, zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht erschienen
und war auch nicht durch einen BevollmÃ¤chtigten vertreten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren
die Akten der Beklagten und der Akte des Sozialgerichts Regensburg in dem
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt und das Ergebnis der
Beweisaufnahme wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die vom KlÃ¤ger form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet, denn dem KlÃ¤ger steht keine hÃ¶here
Verletztenrente zu. Ferner steht ihm nicht die Anerkennung eines Kreuzbandrisses
am rechten Knie als Folge des Arbeitsunfalls zu.

Das Gericht weist die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils des
Sozialgerichts Regensburg als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht nach Â§ 153 Abs.2
SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheinungsgrÃ¼nde ab.

Dem Einwand des KlÃ¤gers bezÃ¼glich der weiteren SachaufklÃ¤rung hat der
Senat durch Einholung eines weiteren SachverstÃ¤ndigengutachtens stattgebeben.
Dieses Gutachten bestÃ¤tigt in vollem Umfang das vom Sozialgericht seiner
Entscheidung zugrunde gelegte Beweisergebnis. Es bestÃ¤tigt auch die Richtigkeit
der EinschÃ¤tzung der MdE durch die Beklagte, wie sie bereits vom Sozialgericht
ausgefÃ¼hrlich dargelegt worden ist.

Zur Recht hat das Sozialgericht das Gutachten des Prof. Dr. N. als zur BegrÃ¼ndung
des klÃ¤gerischen Anspruches ungeeignet angesehen. Das Gutachten geht weder
auf den MR-Bericht vom 14.07.1999 noch auf die klarstellenden AusfÃ¼hrungen des
UniversitÃ¤tsklinikums R. bezÃ¼glich des angenommenen Kreuzbandrisses ein, es
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erwÃ¤hnt sie nicht einmal, obwohl es ausdrÃ¼cklich auf dem Attest des
UniversitÃ¤tsklinikums vom 10.04.1995 aufbaut. Der Untersuchungsbefund mit
einer gut erkennbaren anterolateralen InstabilitÃ¤t mit zweifach positiver vorderer
Schublade und positivem Lachmann-Test muss mindestens als nicht verfizierbar
angesehen werden, nachdem ein solcher Befund zuvor bei den zahlreichen
Untersuchungen nach dem Unfall nie festgestellt wurde und danach nicht mehr zu
bestÃ¤tigen war. Schon wegen dieses Mangels in der Beurteilungsgrundlage konnte
auch der MdE-EinschÃ¤tzung durch den SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. N. nicht gefolgt
werden. Die Ã¼brigen SachverstÃ¤ndigengutachten enthalten keine MdE-
EinschÃ¤tzung nach den in der gesetzlichen Unfallversicherung Ã¼blichen und
anzusetzenden BewertungsmaÃ�stÃ¤ben, auf die die vom KlÃ¤ger begehrte
Entscheidung gestÃ¼tzt werden kÃ¶nnte.

Die Berufung hat deshalb keinen Erfolg.

Die Kostenentscheidung stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der ErwÃ¤gung,
dass der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 05.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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